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17. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit dem
Sonderberichterstatter in vollem Umfang zusammenzuarbeiten,
um ihm die Erfüllung seines Auftrags zu ermöglichen, nament-
lich die Untersuchung von Fällen von heutigen Formen des
Rassismus und der Rassendiskriminierung, die unter anderem
gegen Schwarze, Araber und Muslime gerichtet sind, sowie von
Fremdenfeindlichkeit, Negrophobie, Antisemitismus und damit
zusammenhängender Intoleranz;

18. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichter-
statter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu
gewähren, damit er seinen Auftrag effizient, wirksam und rasch
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer vierundfünfzig-
sten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen kann.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/134. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-
leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist,
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den
Internationalen Menschenrechtspakten205 sowie in der in Re-
solution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezem-
ber 1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Unab-
hängigkeit an koloniale Länder und Völker festgelegt worden
ist,

den Umstand begrüßend, daß die unter kolonialer, fremder
oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zunehmen-
dem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu
souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln,

zutiefst besorgt darüber, daß es nach wie vor zu fremder
militärischer Intervention und Besetzung beziehungsweise zur
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbstbe-
stimmungsrecht einer zunehmenden Anzahl souveräner Völker
und Nationen unterdrückt zu werden droht oder bereits unter-
drückt worden ist,

mit dem Ausdruck großer Besorgnis darüber, daß als Folge
des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen von
Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden
sind beziehungsweise heimatlos werden, und nachdrücklich
darauf hinweisend, daß konzertierte internationale Maßnahmen
zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforderlich sind,

unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen über die
Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und ande-
rer Menschenrechte als Folge fremder militärischer Interven-
tion, Aggression und Besetzung, welche die Menschenrechts-

205 Resolution 2200 A (XXI), Anlage.

kommission auf ihrer sechsunddreißigsten206, siebenunddrei-
ßigsten207, achtunddreißigsten208, neununddreißigsten209, vier-
zigsten210, einundvierzigsten211, zweiundvierzigsten212, drei-
undvierzigsten213, vierundvierzigsten214, fünfundvierzigsten215,
sechsundvierzigsten216, siebenundvierzigsten217, achtundvier-
zigsten218, neunundvierzigsten219, fünfzigsten220, einundfünfzig-
sten221, zweiundfünfzigsten222, dreiundfünfzigsten223 und vier-
undfünfzigsten224 Tagung verabschiedet hat,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 35/35 B vom 14. No-
vember 1980, 36/10 vom 28. Oktober 1981, 37/42 vom 3. De-
zember 1982, 38/16 vom 22. November 1983, 39/18 vom
23. November 1984, 40/24 vom 29. November 1985, 41/100
vom 4. Dezember 1986, 42/94 vom 7. Dezember 1987, 43/105
vom 8. Dezember 1988, 44/80 vom 8. Dezember 1989, 45/131
vom 14. Dezember 1990, 46/88 vom 16. Dezember 1991,
47/83 vom 16. Dezember 1992, 48/93 vom 20. Dezember
1993, 49/148 vom 23. Dezember 1994, 50/139 vom 21. De-
zember 1995, 51/84 vom 12. Dezember 1996 und 52/113 vom
12. Dezember 1997,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über das Selbstbestimmungsrecht der Völker225,

1. erklärt erneut, daß die universale Verwirklichung des
Selbstbestimmungsrechts aller Völker, einschließlich derjeni-
gen, die unter kolonialer, fremder oder ausländischer Herr-
schaft stehen, eine Grundvoraussetzung für die tatsächliche
Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für
die Wahrung und Förderung dieser Rechte darstellt;

206 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1980, Supple-
ment No. 3 und Korrigendum (E/1980/13 und Korr.1), Kap. XXVI, Ab-
schnitt A.
207 Ebd., 1981, Supplement No. 5 und Korrigendum (E/1981/25 und Korr.1),
Kap. XXVIII, Abschnitt A.
208 Ebd., 1982, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1982/12 und Korr.1),
Kap. XXVI, Abschnitt A.
209 Ebd., 1983, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/1983/13 und Korr.1),
Kap. XXVII, Abschnitt A.
210 Ebd., 1984, Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1984/14 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
211 Ebd., 1985, Supplement No. 2 (E/1985/22), Kap. II, Abschnitt A.
212 Ebd., 1986, Supplement No. 2 (E/1986/22), Kap. II, Abschnitt A.
213 Ebd., 1987, Supplement No. 5 und Korrigenda (E/1987/18 und Korr.1
und 2), Kap. II, Abschnitt A.
214 Ebd., 1988, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1988/12 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
215 Ebd., 1989, Supplement No. 2 (E/1989/20), Kap. II, Abschnitt A.
216 Ebd., 1990, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1990/22 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
217 Ebd., 1991, Supplement No. 2 (E/1991/22), Kap. II, Abschnitt A.
218 Ebd., 1992, Supplement No. 2 (E/1992/22), Kap. II, Abschnitt A.
219 Ebd., 1993, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1993/23 und Korr.2, 4
und 5), Kap. II, Abschnitt A.
220 Ebd., 1994, Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1994/24 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
221 Ebd., 1995, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1995/23 und Korr.1
und 2), Kap. II, Abschnitt A.
222 Ebd., 1996, Supplement No. 3 (E/1996/23), Kap. II, Abschnitt A.
223 Ebd., 1997, Supplement No. 3 (E/1997/23), Kap. II, Abschnitt A.
224 Ebd., 1998, Supplement No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.
225 A/53/280.
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2. bekundet ihre entschiedene Zurückweisung fremder
militärischer Intervention, Aggression und Besetzung, da diese
in bestimmten Teilen der Welt zur Unterdrückung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker und anderer Menschenrechte ge-
führt haben;

3. fordert die dafür verantwortlichen Staaten auf, ihre
militärische Intervention in fremden Ländern und Hoheitsge-
bieten und deren Besetzung sowie jede Unterdrückung, Dis-
kriminierung, Ausbeutung und Mißhandlung sofort einzustel-
len, insbesondere die brutalen und unmenschlichen Methoden,
die Berichten zufolge bei der Begehung dieser Handlungen
gegen die betroffenen Völker angewendet werden;

4. beklagt das Elend der Millionen von Flüchtlingen und
Vertriebenen, die infolge der genannten Handlungen entwurzelt
worden sind, und bekräftigt ihr Recht auf freiwillige, sichere
und ehrenvolle Rückkehr an ihre Heimstätten;

5. ersucht die Menschenrechtskommission, der Frage der
Verletzung der Menschenrechte, insbesondere des Selbstbe-
stimmungsrechts, als Folge fremder militärischer Intervention,
Aggression oder Besetzung auch künftig besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung
auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Selbst-
bestimmungsrecht der Völker" über diese Frage Bericht zu er-
statten.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/135. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung
der Menschenrechte und zur Behinderung der
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 52/112 vom 12. De-
zember 1997,

sowie unter Hinweis auf alle ihre einschlägigen Resolutio-
nen, in denen sie unter anderem alle Staaten verurteilt hat, die
die Anwerbung, die Finanzierung, die Ausbildung, die Zusam-
menziehung, die Durchreise und den Einsatz von Söldnern zu-
lassen oder dulden, mit dem Ziel, die Regierung eines Mit-
gliedstaats der Vereinten Nationen, insbesondere eines Ent-
wicklungslandes, zu stürzen, sowie ferner unter Hinweis auf die
einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats, des Wirt-
schafts- und Sozialrats und der Organisation der afrikanischen
Einheit,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Ziele und Grundsätze betreffend die strikte Ein-
haltung der Grundsätze der souveränen Gleichheit, politischen
Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit der Staaten,
der Nichtanwendung und Nichtandrohung von Gewalt in den

internationalen Beziehungen sowie der Selbstbestimmung der
Völker,

sowie bekräftigend, daß aufgrund des in der Erklärung über
völkerrechtliche Grundsätze für freundschaftliche Beziehungen
und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen226 verankerten Grundsatzes der
Selbstbestimmung alle Völker das Recht haben, frei und ohne
Einmischung von außen ihren politischen Status zu bestimmen
und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung zu
verfolgen, und daß jeder Staat verpflichtet ist, dieses Recht im
Einklang mit der Charta zu achten,

höchst beunruhigt und besorgt über die Gefahr, die die Ak-
tivitäten von Söldnern für den Frieden und die Sicherheit in
den Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika und in den
kleinen Staaten, und auch anderswo bedeuten,

tief besorgt über die Verluste an Menschenleben, die be-
trächtlichen Sachschäden und die schädlichen Auswirkungen
von Söldnerangriffen und kriminellen Aktivitäten von Söldnern
auf die politische Ordnung und die Volkswirtschaft der betrof-
fenen Länder,

überzeugt, daß es notwendig ist, daß die Mitgliedstaaten die
von der Generalversammlung am 4. Dezember 1989 verab-
schiedete Internationale Konvention gegen die Anwerbung, den
Einsatz, die Finanzierung und die Ausbildung von Söldnern227

ratifizieren und die internationale Zusammenarbeit zwischen
den Staaten zur Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von
Söldneraktivitäten ausbauen und aufrechterhalten,

sowie überzeugt, daß Söldner und Söldneraktivitäten,
gleichviel auf welche Weise sie eingesetzt werden oder welche
Form sie annehmen, um den Anschein der Rechtmäßigkeit zu
erwecken, eine Bedrohung des Friedens, der Sicherheit und der
Selbstbestimmung der Völker darstellen und die Völker daran
hindern, ihre Menschenrechte wahrzunehmen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderberichter-
statters der Menschenrechtskommission über die Frage des
Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Men-
schenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker228;

2. erklärt erneut, daß die Anwerbung, der Einsatz, die
Finanzierung und die Ausbildung von Söldnern allen Staaten
ernste Sorge bereiten und gegen die in der Charta der Vereinten
Nationen verankerten Ziele und Grundsätze verstoßen;

3. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die notwendi-
gen Schritte einzuleiten und gegenüber der Bedrohung durch
Söldneraktivitäten höchste Wachsamkeit an den Tag zu legen
und durch den Erlaß entsprechender Rechtsvorschriften sicher-
zustellen, daß ihr Hoheitsgebiet und andere unter ihrer Kon-
trolle befindliche Gebiete sowie ihre Staatsangehörigen nicht

226 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
227 Resolution 44/34, Anlage.
228 A/53/338, Anhang.




